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Was zeichnet eine familienfreundliche Kommune aus? Wie gelingt es Kommunen, 
ihre bereits vorhandenen „Schätze zu heben“, aber auch neue Wege zu mehr Fami-
lienfreundlichkeit zu beschreiten? Welche Bereiche sollte eine Kommune in den Blick 
nehmen, wenn sie Familienfreundlichkeit als Querschnittsaufgabe ihres kommunalen 
Handelns begreift und sich bemüht, attraktive Rahmenbedingungen für Familien zu 
schaffen?
 
Diesen Fragen geht das Bildungswerk für Kommunalpolitik Sachsen e.V. (BKS) in Zu-
sammenarbeit mit dem Deutschen Familienverband (DFV) Landesverband Sachsen 
e.V. im Rahmen seiner gemeinsamen Projektreihe „Familien im Zentrum – Auf dem 
Weg zur familienfreundlichen Kommune“ seit dem ersten Fachtag 2016 nach.
 
Der als ein Ergebnis dieses Fachtags entwickelte „Leitfaden zur Weiterarbeit vor Ort“ 
gibt in den vier Schwerpunkt bereichen Wohnen, Verkehr, Verwaltung und Familienor-
te Impulse für mehr Familienfreundlichkeit in den Kommunen. Ausgehend von diesem 
Leitfaden untersuchten in den Folgejahren 2017-2018 vier sächsische Modellkommu-
nen, wie sich familienfreundliche Strukturen eigenverantwortlich vor Ort verbessern 
lassen, inwiefern es Grenzen kommunalpolitischer Gestaltungsmöglichkeiten gibt und 
an welcher Stelle es politischer Lösungen auf Freistaats- oder Bundesebene bedarf.
 
Als wichtige Erkenntnis aus der Projektarbeit kristallisierte sich heraus, dass es für 
Kommunen sinnvoll sein kann, Ideen und Erfahrungen untereinander auszutau-
schen – nicht nur, um voneinander zu lernen, sondern auch, um Kräfte zur besseren 
politischen Durchsetzung kommunaler Belange auch in diesem Bereich zu bündeln. 
 
Erste Schritte auf dem Weg zu einer kommunalen Vernetzung für mehr Familienfreund-
lichkeit in Sachsen zu erörtern, dazu diente der Fachtag am 12. Juni 2019 in Dresden.

EINLEITUNG

Um das Interesse der sächsischen Kommunen an einer Vernetzung zu erfragen, luden 
das Bildungswerk für Kommunalpolitik Sachsen e.V. (BKS) und der Deutsche Familienver-
band LV Sachsen e.V. (DFV) die Kommunen im Vorfeld des Fachtags ein, sich an einer Um-
frage zu dem Thema zu beteiligen und einen entsprechenden Fragebogen auszufüllen: 
 

„Familien im Zentrum – Familienfreundliche Kommune“
An die Bürgermeister und Landräte im Freistaat Sachsen

Sehr geehrte Damen und Herren,
Familienfreundlichkeit als Querschnittsaufgabe auch der Kommunalpolitik ge-
winnt zunehmend an Bedeutung. Familienfreundlichkeit beginnt vor Ort: Hier wird 
deutlich, wie es Familien geht. Hier zeigt sich, was Familien im Alltag und in ihren 
verschiedenen Lebensphasen brauchen. Hier lassen sich aber auch am besten Lö-
sungsmöglichkeiten bedarfsgerecht (mit)gestalten. Für die Kommune ist Familien-
freundlichkeit wiederum ein Attraktivitätsgewinn und Standortfaktor.

Sächsische Kommunen auf dem Weg zu mehr Familienfreundlichkeit

Wie wichtig die Nutzerperspektive – also der Blick von unten – ist, haben wir im  Rah-
men unseres Projektes „Familien im Zentrum – Auf dem Weg zur familienfreund-
lichen Kommune“ erfahren. Ausgehend von unserem ersten Fachtag im Oktober 
2016 gehen wir seitdem der Frage nach: Was zeichnet eine familienfreundliche Kom-
mune aus? So haben wir 2017 und 2018 vier sächsische Gemeinden auf ihrem jeweils 
eigenen Weg zu mehr Familienfreundlichkeit begleitet. Die wichtigsten Erkenntnisse 
aus diesem Prozess lauteten: Jede Kommune ist anders und doch gibt es Probleme, 
die sich ähneln. Austausch ist nötig – vor Ort, aber auch darüber hinaus. Nicht nur 
die Kommunikation in der eigenen Kommune gilt es zu pflegen – Familienfreund-
lichkeit sollte auch zwischen den Kommunen verstärkt zum Thema werden. Wie 
können die Bemühungen um mehr Familienfreundlichkeit in den Kommunen ver-
stetigt, aber auch der interkommunale Austausch gefördert werden? Unter welchen 
Voraussetzungen könnte eine Vernetzung sächsischer Kommunen erfolgen, um das 
Thema auch im Hinblick auf den Freistaat nachhaltig im Blick zu behalten?

FACHTAG „FAMILIEN. STÄRKEN. KOMMUNEN. KOMMUNALES NETZWERK 
FAMILIENFREUNDLICHKEIT SACHSEN“ AM 12. JUNI 2019 IN DRESDEN

Umfrage im Vorfeld
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Netzwerk Familienfreundliche Kommune - Fragebogen

Ihre Kommune:

Ist in Ihrer Kommune Familienfreundlichkeit als Querschnittsaufgabe im Verwaltungshandeln 
verankert?

 o Ja. Auf welche Weise?
 o Nein

Gibt es in Ihrer Kommune einen zentralen Ansprechpartner / eine Anlaufstelle für Familien?
 o Ja. Welche?
 o Nein

Stellt Ihre Kommune an zentraler Stelle Informationen für Familien zur Verfügung?
 o Ja. Wie?
 o Nein

Verfügt Ihre Kommune über Beteiligungsmöglichkeiten für Familien in der kommunalen
Familienpolitik?

 o Ja. Welche?
 o Nein

Gibt es in Ihrer Kommune Strukturen der Vernetzung für die Akteure vor Ort (z.B. für Vereine, 
Initiativen, Familienbildungseinrichtungen, Kitas, Schulen etc.)?

 o Ja. Welche?
 o Nein

Arbeiten Sie in Ihrer Kommune im Bereich Familienfreundlichkeit vor Ort mit anderen Kommunen 
zusammen?

 o Ja. Inwiefern?
 o Nein

Haben Sie Interesse an einer Vernetzung mit anderen Kommunen zum Austausch und zur Nut-
zung von Synergieeffekten, um das Thema Familienfreundlichkeit nachhaltig in Ihrer Kommune 
zu fördern?

 o Ja
 o Nein
 o Wenn ja, haben Sie Ideen oder Wünsche zur Ausgestaltung? 

Wir bedanken uns sehr herzlich für Ihre Teilnahme an dieser Umfrage und bitten um Rücksendung 
des Fragebogens bis zum 27. März 2019 an das

Bildungswerk für Kommunalpolitik Sachsen e.V. • Schulstraße 15 • 02977 Hoyerswerda
oder per E-Mail an: bks@bks-sachsen.de

Welche Ansätze dafür gibt es und was wäre erstrebenswert? Diesen Fragen möchten 
wir auf unserem Fachtag nachgehen. 

Hierzu bitten wir Sie um Unterstützung. Sie finden umseitig Fragen zum Thema Fa-
milienfreundlichkeit vor Ort, über deren Beantwortung (per Post oder auf elektro-
nischem Wege) wir uns sehr freuen würden. Ihre Antworten werden anonymisiert 
ausgewertet und fließen in den Fachtag mit ein.

Fragebogen Netzwerk Familienfreundliche Kommune

Die Kommunen wurden gebeten, linksstehende Fragen zu beantworten und ihre 
Wünsche und Vorschläge für eine Vernetzung zum Thema Familienfreundlichkeit zu 
benennen.

Ergebnis der Umfrage

An der Umfrage beteiligten sich zahlreiche Städte, Gemeinden und Kommunen ver-
schiedener Größe (zwischen ca. 1.700 und 90.000 Einwohnern) aus allen Regionen 
Sachsens.

Die Antworten der Kommunen ergaben ein sehr unterschiedliches Bild davon, in-
wieweit das Thema Familienfreundlichkeit vor Ort bereits als eigenständiger Ansatz 
verfolgt wird. 
 
Familienfreundlichkeit als Querschnittsaufgabe

Das Spektrum reichte hier von einer Zertifizierung als „Familiengerechte Kommune“ 
durch den Verein Familiengerechte Kommune e.V. über eine mehrmalige Zertifizie-
rung als „Familienfreundlicher Ort“ durch die TMGS Tourismus Marketing Gesellschaft 
Sachsen mbH, die Teilnahme an dem Projekt „Familienfreundliche Kommune“ des DFV 
und BKS bis hin zu der Erstellung eines kommunalen Leitbildes oder Regelungen in 
der Allgemeinen Dienstanweisung einer Kommune. Einige Gemeinden gaben an,  Fa-
milienfreundlichkeit (noch) nicht als Querschnittsaufgabe zu sehen.

Zentraler Ansprechpartner für Familien

Entsprechend den Antworten auf die erste Frage gibt es nicht in allen Kommunen eine 
zentrale Ansprechstelle für Familien. Wo dies der Fall ist, ist sie beispielsweise in fol-
genden Bereichen angesiedelt: beim Bürgermeister, im Bereich bzw. Sachgebiet So-
ziales, im Amt bzw. beim Sachbearbeiter für Schule, Soziales und Sport, im Hauptamt 
oder – in einer sehr kleinen Verwaltung – bei allen Mitarbeitern.
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Zentrale Informationen für Familien

Viele Gemeinden und Kommunen stellen an zentraler Stelle Informationen für Fami-
lien zur Verfügung, wie z.B. auf ihrer Homepage, in der Gemeindeverwaltung / im Fo-
yer des Rathauses (Prospekte, Broschüren), per Aushang oder Faltblätter, bei Informa-
tionsveranstaltungen, in Kitas und Schulen.

Beteiligungsmöglichkeiten

Familien können sich in der kommunalen Familienpolitik auf unterschiedliche Weise 
beteiligen, genannt wurden hier beispielsweise: eigene Sprechzeiten des Bürgermeis-
ters, Stadtrat, Ortschaftsrat, Elternrat oder Jugendbeirat, ein Frauenstammtisch im 
MGH, Netzwerkarbeit, Dialoge, Umfragen, im Rahmen von Workshops zu bestimmten 
Themen, Kinderbürgermeister oder Mitwirkung bei der Erstellung eines Leitbildes für 
die Stadt.

Vernetzungsstrukturen innerhalb der Kommune

Einen wichtigen Stellenwert haben hier die Vereine, die von vielen Gemeinden als 
wichtig für die Vernetzung von Akteuren vor Ort genannt wurden. Daneben spielen 
auch Kitas und Schulen – sowie in einigen Kommunen – Mehrgenerationenhäuser 
(MGH) eine sehr große Rolle, ebenso wie Kinder- und Familienzentren sowie
Stadtteil-Netzwerke.

Zusammenarbeit und Vernetzung mit anderen Kommunen

Nur wenige Kommunen sind bereits vernetzt und arbeiten mit anderen Kommunen 
im Bereich Familienfreundlichkeit zusammen. Dort, wo dies der Fall ist, geschieht dies 
unter anderem über regionale Vereine (wie in der Westlausitz) oder über das Netz-
werk „Verein familiengerechte Kommune“, in Form einer Verwaltungsgemeinschaft (in 
Nordsachsen), über den Zusammenschluss zur Erlebnisregion Dresden oder durch die 
enge Zusammenarbeit mit einer Nachbarstadt im Kita- und Schulbereich.

Alle bis auf eine der Kommunen, die sich an der Umfrage beteiligt hatten, gaben an, 
grundsätzlich Interesse an einer Vernetzung zu haben.

Begrüßung und Eröffnung

Unter der Schirmherrschaft von Frau Barbara Klepsch, Staatsministerin für Soziales 
und Verbraucherschutz, fand am 12. Juni 2019 von 10:00 bis 15:00 Uhr der Fachtag „Fa-
milien. Stärken. Kommunen. Kommunales Netzwerk Familienfreundlichkeit Sachsen“ 
im Quality Hotel Plaza Dresden statt.

Die Moderation übernahm, wie schon zu dem ersten Fachtag im Jahr 2016, Ulrich Hü-
bler von der Freien Presse in Chemnitz. Mit seiner einleitenden Begrüßung „Willkom-
men auf der Baustelle“ lenkte er den Blick auf das, was mit dem Projekt „Familien im 
Zentrum – Familienfreundliche Kommune“ schon erreicht wurde – „das Fundament ist 
gelegt“ – und stellte für den Fachtag die Frage: „Wie bauen wir auf dem Fundament 
auf“?

Im Anschluss an Herrn Hüblers Ausführungen begrüßte die Vorsitzende des DFV Lan-
desverbandes Sachsen e.V., Beatrix Schnoor, die Anwesenden und begründete das 
Anliegen des Fachtags „Kommunales Netzwerk Familienfreundlichkeit“ mit dem viel-
fach geäußerten Wunsch aus den Kommunen, an diesem Thema weiterzuarbeiten:  „Es 
muss weitergehen“. Im Hinblick auf den Titel des Fachtags verwies sie darauf, wie sich 
Familien und Kommunen wechselseitig stärken: Weisen Kommunen für Familien at-
traktive Strukturen auf, fühlen diese  sich dort wohl und bleiben oder ziehen zu. Dies 
wiederum stärkt die Kommunen, die ihre Infrastruktur in Abhängigkeit von der Ein-
wohnerzahl erhalten oder ausbauen können.

Den inhaltlichen Teil der Veranstaltung eröffnete Staatssekretärin Regina Kraushaar 
aus dem Sächsischen Staatsministerium für Soziales und Verbraucherschutz (z.d.Zt.). 
In ihrer Rede betonte Frau Kraushaar zunächst das Engagement aller Ressorts für Fami-
lien und ging insbesondere auf die Verbesserung der ökonomischen Entwicklung im 
Freistaat ein. Als Auswirkungen auf die Situation von Familien nannte sie die allgemei-
ne Einkommensentwicklung, den Kaufkraftzuwachs und eine seit 2007 festgestellte 
verringerte Armutsgefährdung.

Frau Kraushaar zählte in ihrem Redebeitrag Maßnahmen in verschiedenen Bereichen 
auf, mit denen die Rahmenbedingungen für ein auskömmliches Leben von Familien 
geschaffen würden: eine familiengerechte Infrastruktur (Schulen und Bildung), Fami-
lien unterstützende Maßnahmen (z.B. sachsenweit 38 Mehrgenerationenhäuser), eine 
Onlineplattform mit Datenbank, die Förderung einer familienfreundlichen Arbeitswelt 
(bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie, digitale Lösungen), passgenaue und 
niedrigschwellige Beratungsangebote für Familien sowie bedarfsgerechte und zuver-
lässige Leistungen insbesondere für Alleinerziehende und Bedürftige.

DURCHFÜHRUNG DES FACHTAGS
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Einer Bevormundung von Familien durch den Staat erteilte sie eine klare Absage und 
hob demgegenüber die Bedeutung von Eigenverantwortung und Eigeninitiative her-
vor. In diesem Zusammenhang verwies sie auch auf das Landeserziehungsgeld, für 
das der Freistaat jährlich 18 Millionen Euro zahle.

Eine wichtige Rolle schrieb Frau Kraushaar den Familienverbänden zu, die sich als Mitt-
ler zwischen Familien und Freistaat einbringen könnten, beispielsweise in dem im letz-
ten Jahr ins Leben gerufenen Landesbeirat für die Belange von Familien.

Den Vormittag beschlossen Frau Prof. Dr. Irene Schneider-Böttcher (ehemalige Leite-
rin des Statistischen Landesamtes), Prof. Dr. Udo Rudolph (Institut für Psychologie TU 
Chemnitz) und Holger Reinboth (Bürgermeister von Arzberg, Nordsachsen) mit ihren 
jeweiligen Fachvorträgen, die im Folgenden kurz zusammengefasst werden. Die aus-
führlichen Fassungen sind im Anhang nachzulesen.

Bevölkerungsentwicklung und sozialer Wandel als kommunale Herausforderungen
Prof. Dr. Irene Böttcher-Schneider (ehem. Statist. Landesamt)

Wege zum kommunalen Netzwerk Familienfreundlichkeit – Warum, Wozu und Wie?
Prof. Dr. Udo Rudolph (Institut für Psychologie TU Chemnitz)

Netzwerk Familienfreundlichkeit – Ansätze, Aufgaben, Ausblicke
Holger Reinboth (Bürgermeister Arzberg, Nordsachsen)

1. Bevölkerungsentwicklung und sozialer Wandel als kommunale
Herausforderungen - Prof. Dr. Irene Böttcher-Schneider
(Zusammenfassung)

Vor dem Hintergrund des gegenwärtigen und prognostizierten Bevölkerungsrück-
gangs in Deutschland und Sachsen beleuchtete Frau Prof. Dr. Schneider-Böttcher in 
ihrem Vortrag, welche Konsequenzen sich daraus insbesondere für den ländlichen 
Raum ergeben und inwiefern Kommunen reagieren müssen, um dem damit verbun-
denen gesellschaftlichen Wandel – weniger Kinder, mehr Alte, vielfältigere Lebensfor-
men – Rechnung zu tragen.

Unterlegt mit einer Fülle von statistischem Zahlenmaterial erläuterte die Referentin 
folgende Zusammenhänge:
 
„Die demografische Alterung der Bevölkerung hat weitreichende Folgerungen für 
unser Gemeinwesen“ 

Der derzeit noch moderat steigende Anteil der Kinder und Jugendlichen an der Bevöl-
kerung wird, nachdem er eine Weile konstant geblieben ist, auf die lange Sicht abneh-
men. Dadurch verschiebt sich die Jugendquote (Anteil der erwerbsfähigen Bevölke-
rung) zu Lasten der Altersquote (Anteil der nicht mehr erwerbstätigen Bevölkerung). 
 
Dies wirkt sich insbesondere aus auf
• die Infrastrukturmaßnahmen im Kita- und Schulbereich
• das Fachkräfteangebot
• den steigenden Anteil älterer Arbeitnehmer an der gesamten Erwerbsbevölkerung 	
	 (z.B. notwendige Weiterbildung und Erhaltung ihrer Gesundheit im Verlauf eines im-	
	 mer längeren Berufslebens, Anpassung an die Digitalisierung und Automatisierung 	
	 des Arbeitsumfelds)
• den Pflegebereich
• das steuerfinanzierte Sozialsystem

„Diese Entwicklungen finden auch ihren Niederschlag in den Familien, deren 
Selbstverständnis, deren Werthaltungen und deren Struktur“

Die Art des Zusammenlebens in unserer Gesellschaft hat sich in den vergangenen 
Jahrzehnten stark verändert und ist durch einen zunehmenden Individualismus sowie 
veränderte Werthaltungen und Lebenseinstellungen geprägt.

Hierzu einige Zahlen:
• Zunahme der 1-Personen-Haushalte, insbesondere in den Großstädten
• 23,4% der Haushalte sind Haushalte mit Kindern
• 53,8% der Kinder wachsen in Familien mit einem verheirateten Paar auf

Staatssekretärin Regina Kraushaar, Sächsisches Staatsministerium für Soziales und Verbraucherschutz (z.d.Zt.)
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• 70,6 % der Pflegebedürftigen leben zu Hause und werden dort gepflegt
	 (davon 40,8 % ausschließlich durch Familienangehörige, 15,5% zusätzlich noch 	
	 durch einen Pflegedienst und 14,3% nur durch ambulante Dienste). Prognosen des 	
	 Statistischen Landesamtes zufolge wird auch in Zukunft der Hauptanteil der Pflege 	
	 von Familienangehörigen plus einem ambulanten Pflegedienst übernommen wer-	
	 den.

Diese Entwicklungen betreffen verschiedene Politikfelder: die Bildungs- und Sozial-
politik sowie die Arbeitsmarkt- und Strukturpolitik.

„Als unterste Ebene sind die Kommunen und ihre Einrichtungen besonders stark 
betroffen“

Kommunen halten die meisten öffentlichen Einrichtungen vor, erhalten Finanzzuwei-
sungen in Abhängigkeit von ihrer Einwohnerzahl und haben kaum Möglichkeiten, den 
Zuzug oder die Abwanderung der Einwohner zu beeinflussen. Daher ist es für sie be-
sonders wichtig, als Standort – Wohnen, ÖPNV, Bildungs- und Arbeitsstandort –
attraktiv zu sein. 

„Und was zeichnet dabei eine familienfreundliche Gemeinde aus?“

In Anbetracht des zu verzeichnenden gesellschaftlichen Wandels (Abnahme der Ehe-
schließungen, Zunahme der Scheidungen, rückläufige Geburtenzahlen, Grenzen des 
„klassischen Familienmodells“) ergeben sich einige wichtige Handlungsfelder:

• generationenübergreifende Organisation von Fürsorge
• Zusammenarbeit zwischen Kita und Elternhaus
• neue Wege in der Seniorenarbeit
• Überprüfung, ob die vorhandenen Unterstützungsangebote ausreichen (unter Be-	
	 rücksichtigung von Notlagen, Personengruppen und dem Zusammenleben von Ge-
	 nerationen)

„Wichtige Handlungsfelder für eine Familienfreundliche Kommune“

Zum Abschluss ihrer Präsentation ging die Referentin auf drei in einer Bertelsmannstu-
die genannten Bereiche kommunalpolitischen Handelns ein:

1.  Präventive Kinder- und Familienpolitik mit einer bedarfsorientierten Grundaus-	
	 richtung der kommunalen Kinder- und Jugendpolitik, einem vielfältigen Unter-	
	 stützungssystem für viele Lebenslagen und der gleichen Berücksichtigung aller 	
	 familiären Lebensgemeinschaften mit Kindern;

2.  Zukunftsorientierte Seniorenpolitik mit Blick auf die unterschiedlichsten Bereiche 	
	 (Pflege, Gesundheit, Wohnen, aber auch Bildung, Kultur, Mobilität, Engagement 	
	 und Nahversorgung) und unter Einbeziehung der Potentiale älterer Menschen;

3.  Stärkung von Bildungsverbünden auf kommunaler und überkommunaler Ebene 	
	 im Bereich Schule/berufliche Bildung, Weiterbildung und nachberufliche Bildung 	
	 zur Eröffnung von Chancen für eine gute Zukunft, dem Ausgleich von sozialer Un-
	 gleichheit sowie der Überwindung des Stadt-Land-Gefälles.

In der Bildung sieht Frau Prof. Dr. Schneider-Böttcher eine kommunale Kooperations- 
und Vernetzungsaufgabe und hebt am Ende ihres Vortrags die für die jeweilige Kom-
mune wichtigsten Punkte hervor:

• die eigene Ausgangssituation erfassen
• ein vernetztes und umfassendes Konzept für die Zukunftsentwicklung der eigenen 	
 	Kommune entwickeln und
• die Familien und Menschen in der Kommune als Mittelpunkt, Adressat und Mitge-	
	 stalter der eigenen Strategie sehen.

„Anfangen – und seien es auch nur kleine Schritte!“

Dies gibt Frau Prof. Dr. Schneider-Böttcher ihren Zuhörern mit auf den Weg.

Gesprächsrunde „Kommunale Herausforderungen“



14 15

2. Wege zum kommunalen Netzwerk Familienfreundlichkeit -
Warum, Wozu und Wie? - Prof. Dr. Udo Rudolph
(Zusammenfassung)

Warum ist Familie als interdisziplinäre Querschnittsaufgabe auf Kommunalebene zu 
begreifen, wozu ist eine Vernetzung sinnvoll und auf welche Weise können die Ziele 
erreicht werden?

Diesem Fragenkomplex ging Prof. Dr. Rudolph in dem zweiten Fachvortrag des Vor-
mittags nach und führte Folgendes aus:

Familien sind zunächst einmal vor allem lokal verankert und benötigen daher auch 
vor Ort entsprechende Ressourcen. Da jedes Gemeinwesen anders ist, unterscheiden 
sich auch die Probleme und die zur Verfügung stehenden Mittel, so dass es keine Pa-
tentrezepte gibt, die für alle Kommunen gleichermaßen geeignet sind. Lediglich die 
Prozesse sind stets die gleichen. 

„Kollektive Wirksamkeit“

Ausgehend von der „kollektiven Wirksamkeit“ an der Spitze einer Pyramide, die auf 
„Bildung“ und „Räumen und Kultur“ basiert, welche wiederum auf den Bereichen 
„Wohnen“, „Verwaltung“, „Infrastruktur“ und „Verkehr“ fußen, erläuterte Prof. Dr. Ru-
dolph Ansätze und Prozesse für die Einbeziehung von Familienbelangen in kommu-
nales Handeln.

Der seit einigen Jahren verfolgte Ansatz, den Blick auf die „kollektive Wirksamkeit“ zu 
richten, beruht auf der Bereitschaft von Mitgliedern einer Gemeinschaft, füreinander 
da zu sein und sich um das Ganze zu kümmern. Es wird geschaut, wie Betroffene zum 
Handeln aktiviert werden können („Wo drückt der Schuh?“), bei Schwierigkeiten wird 
interveniert (insbesondere, wenn Kinder und Jugendliche betroffen sind). Bei diesem 
Ansatz sind Prozesse zur informellen sozialen Kontrolle und zum sozialen Zusammen-
halt erforderlich.

Gemeinwesen – Arbeit und Quartiersmanagement

Entstanden vor etwa 120 Jahren in England und den USA, beruht dieses Konzept dar-
auf, Projekte zu fördern, bei denen Orte der Begegnung geschaffen werden (z.B. Haus-
meisterwohnungen in Plattenbauten in Neukölln). 

„Community Organizing“ – Bürgerplattformen zur Organisation von lokaler
Gemeinschaft

Dieser Ansatz beruht auf drei Grundprinzipien: dem sog. „Empowerment“ (Übertra-
gung von Verantwortung bzw. von Gestaltungsmöglichkeiten), dem Aufbau von Bür-
gerorganisationen sowie der Veränderung benachteiligender Strukturen. Er beinhaltet 
u.a. folgende Maßnahmen: Mobilisierung von Menschen / über soziale Medien / zu öf-
fentlichen Treffen, Überraschungsaktionen, Zuweisung von Verantwortlichkeiten so-
wie Fund-Raising. Dabei sind die Techniken gleich, die Inhalte aber unterscheiden sich.

Den größtmöglichen Erfolg verspricht es dabei, Menschen zu aktivieren, sich selbst 
um ihre Belange zu kümmern (Selbsthilfe / Netzwerk von Betroffenen).

Wirksamkeit von Maßnahmen und Schlussfolgerungen

Vier Merkmale wirkungsvoller Maßnahmen sind (gemäß WHO und APA) die langfris-
tige Perspektive, eine gute Erreichbarkeit, die Unterstützung der Mitwirkenden sowie 
die wissenschaftliche Begleitung (Lerneffekt).

Prof. Dr. Udo Rudolph
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Schlussfolgerungen

Aus dem Gesagten ergeben sich für Prof. Dr. Rudolph vier wesentliche Schlussfolge-
rungen:

1. Selbsthilfe (Räume für Austausch schaffen)
2. Motivation, Bindungen, Ziele (Erreichen gesteckter Ziele durch Motivation und ge-
	 meinsame Anstrengungen)
3. Vernetzung (Organisation von Einrichtungen bei gleichzeitiger Bewahrung ihrer 	
	 Vielfalt)
4. Respekt für unterschiedliche Perspektiven / Diversität (erst Ideen sammeln, dann 	
	 erst bewerten)

Ausblick

Vor dem Hintergrund dessen, dass sich die Veränderungen in unserem Gemeinwesen 
weiter beschleunigten, werde es immer Herausforderungen geben, die immer weitere, 
kontinuierliche Arbeit erfordere.

„Es gibt keinen Stillstand, kein „Zur-Ruhe-Kommen“ und kein „Ende der Gesprä-
che“. (...) Und wir werden immer weiter dazulernen (müssen).“

3. Netzwerk Familienfreundlichkeit - Ansätze, Aufgaben, Ausblicke
Holger Reinboth (Zusammenfassung)

Als Bürgermeister der Kommune, die 2017 als erste an dem Projekt „Familienfreund-
liche Kommune“ teilgenommen hatte, berichtete Holger Reinboth über seine inzwi-
schen mehrjährigen Erfahrungen mit dem Projektverlauf.

Eine ausführliche Projektbeschreibung, die über den genauen Ablauf in allen teilneh-
menden Kommunen Aufschluss gibt, ist in der Projektdokumentation 2016 - 2018 
„Familien im Zentrum - Familienfreundliche Kommune“ des BKS und DFV enthalten. 
Daher soll auf weitere Einzelheiten an dieser Stelle nicht eingegangen werden.

Anhand des von Arzberg verfolgten Ansatzes gab Bürgermeister Holger Reinboth An-
regungen, wie zum einen Familienfreundlichkeit innerhalb der Kommune umgesetzt 
werden kann und welche Maßnahmen zum anderen auf Landkreis-, Freistaats- und 
Bundesebene erforderlich und wünschenswert sind.

Kommunale Aufgaben

• Werbung für die eigene Kommune als Zuzugsort
• Bauland bereitstellen
• ausreichend großen Wohnraum zur Verfügung stellen (3-/4-Raum-Wohnungen)
• Familienwegweiser (z.B. Willkommensbroschüre)
• Gestaltung des Ortskerns
• Familienplätze/Spielplätze/Treffpunkte für Jugendliche
• neue Freizeiteinrichtungen schaffen
• Ehrenamt unterstützen

Landkreisebene (Landkreis Nordsachsen)

• „Seniorenbezogenes Gesamtkonzept“
• Projekt „Sozialer Kümmerer“
• Willkommenskultur

Freistaatsebene

• Finanzausstattung der Kommunen
• Lichtung des „Fördermittel-Dschungels“
• Entlastung der Familien (Tickets, Gebühren), vor allem in den Bereichen:
	 Kita und Schule / ÖPNV

Gesprächsrunde „Nächste Schritte“
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Bundesebene

• Finanzausstattung der Kommunen verbessern
• Bundesprogramm für Wirtschaftsförderung im ländl. Raum
• Verstetigung des MGH-Programms ab 2021
• Familienferienzentren

„Familienfreundlichkeit – Wie weiter?“

Zur überregionalen Umsetzung von Handlungsempfehlungen zur Verbesserung von 
familienfreundlichen Strukturen schlug Holger Reinboth folgende Schritte vor:

1. Grundlage: Projektdokumentation des DFV/BKS
2. Übertragung der Ideen in die kommunale Praxis (ggf. auf Landkreisebene)
3. Prüfung und Umsetzung von Ideen aus den Kommunen durch den
	 Freistaat (Haushaltsstelle im Etat)
4. Schaffung des Rahmens auf Bundesebene durch das BMFSFJ (Bundesprojekt)

ERGEBNISSE DER GESPRÄCHSRUNDEN UND AUSBLICK

Nach der Mittagspause hatten die Teilnehmer Gelegenheit, sich mit den drei Refe-
renten des Vormittags in individuellen Gesprächsrunden zu ihren Themen auszutau-
schen. Die stichwortartig erarbeiteten Ergebnisse wurden auf einer Pinnwand präsen-
tiert und dem Plenum am Ende der Veranstaltung vorgestellt:

Vernetzung innerhalb einer Kommune

Hinsichtlich der Vernetzung innerhalb einer Kommune wurden u.a. folgende Punkte 
angesprochen:

• Vernetzung vor Ort, z.B. mit Kirchgemeinden
• neue Modelle der Kooperation zwischen Eltern und Erziehern (bessere Vernetzung)
• Koordination von Notfall-Springerdiensten
• Netzwerk für pflegende Angehörige
• Schaffung von öffentlichem Raum für Begegnungen

Vernetzung mehrerer Kommunen

Anforderungen an bzw. Ideen für ein Netzwerk, zu dem sich mehrere Kommunen zu-
sammenschließen:

• Thema „familienfreundliche Kommune“ muss Chefsache sein und mehr publik
	 gemacht werden

• Ist-Zustand erheben („Was gibt es alles in Sachsen?“)
• zentraler Ansprechpartner mit Fachwissen als Schnittstelle im
	 Netzwerk (Expertise des DFV nutzen)
• Organisationsform des Netzwerks: klein (mittelgroß) beginnen
• Plattform für externe Kommunikation einrichten
• ggf. Newsletter
• regelmäßige Jahrestreffen zum Thema
• institutionelle Förderung mit dauerhaftem Ansprechpartner

Im Anschluss an die Präsentation der Ergebnisse stellte Lutz Barthel, der Geschäfts-
führer des Bildungswerks für Kommunalpolitik Sachsen e.V., das neu vom ihm ein-
gerichtete Internetportal „Familien. Stärken. Kommunen. – Netzwerk-Plattform zum 
kommunalen Austausch für Familienfreundlichkeit“ vor und lud die Kommunen ein, 
davon rege Gebrauch zu machen.

Neues Portal: „Familien. Stärken. Kommunen. – 
Netzwerk-Plattform zum kommunalen Austausch
für Familienfreundlichkeit“

www.familienfreundliche-kommune-sachsen.de

Mit diesen Impulsen und dem Dank der DFV-Vorsitzenden Beatrix Schnoor an die Re-
ferenten, den Moderator und die Teilnehmer der Veranstaltung endete der Fachtag.
Der erste Schritt ist getan, nun geht es an die Ausgestaltung.

Die drei Referenten Holger Reinboth, Prof. Schneider-Böttcher, Prof. Rudolph im Gespräch mit Beatrix Schnoor
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Anhang (Vortrag 1)
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Anhang (Vortrag 2)
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Anhang (Vortrag 3, gekürzt)
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